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1. Instanz

Aktenzeichen S 9 U 29/96
Datum 12.05.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 119/99
Datum 20.12.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Leipzig vom 12.
Mai 1999 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die Anerkennung und EntschÃ¤digung einer Berufskrankheit (BK) nach
Nr. 2108 der Anlage zur BKV (BK Nr. 2108 â�� bandscheibenbedingte Erkrankungen
der LendenwirbelsÃ¤ule).

Der am â�¦ geborene KlÃ¤ger war von Januar 1957 bis Juli 1958 als Hilfsarbeiter im
F â�¦ im VEB M â�¦ L â�¦, jetzt F â�¦ L â�¦ GmbH, tÃ¤tig. Nach den Feststellungen
des Technischen Aufsichtsdienstes der Beklagten musste der KlÃ¤ger dabei tÃ¤glich
300 bis 500 Lasteisen mit einem Gewicht von 25 bis 50 kg Ã¼ber Entfernungen bis
zu 15 m tragen. Im Anschluss daran â�� und zwar in der Zeit von MÃ¤rz 1959 bis
Dezember 1985 â�� war der KlÃ¤ger als GieÃ�er in demselben Betrieb tÃ¤tig. Der
Technische Aufsichtsdienst der Beklagten stellte hierzu fest, dass der KlÃ¤ger in der
Zeit von MÃ¤rz 1959 bis Oktober 1973 Gewichte von 37 bis 42 kg zwischen 40 und
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60 mal tÃ¤glich heben und tragen musste, zehnmal tÃ¤glich zu zweit 75 kg. Von
Januar 1986 bis Dezember 1990 war der KlÃ¤ger als Kernformer beschÃ¤ftigt. Hier
waren es 25 bis 50 mal tÃ¤glich Gewichte von 60 kg an 66 Tagen im Jahr, nach
eigenen Angaben zuletzt bis zu seinem Ausscheiden im Juni 1992 noch bis zu 40 kg.

Der KlÃ¤ger erlitt im Jahre 1972 einen Sportunfall, bei dem das rechte Sprunggelenk
verletzt wurde und es zu einer Kapselsprengung kam. Das rechte Bein ist leicht
verkÃ¼rzt. Er bezieht eine Unfallrente nach einer MdE von 25 v.H von der
BundesausfÃ¼hrungsbehÃ¶rde fÃ¼r Unfallversicherung. Im Jahre 1993 wurde auf
der rechten Seite eine HÃ¼ftgelenksendoprothese implantiert.

Nach Angaben des KlÃ¤gers traten im Jahre 1970 erstmals
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden auf. Eine RÃ¶ntgenaufnahme v. 6.10.1978 (Bekl.-Akten
Bl. 27) zeigte im Bereich der BrustwirbelsÃ¤ule geringfÃ¼gige Randausziehungen
der Schlussplatten bei sonst normal geformten WirbelkÃ¶rpern und erhaltenen
ZwischenwirbelrÃ¤umen, die LendenwirbelsÃ¤ule (LWS) ergab einen
"altersgemÃ¤Ã�en Befund". Die Reihenuntersuchungen ergaben bis 1981
hinsichtlich der WirbelsÃ¤ule keine Befunde, 1984 findet sich die Eintragung:
"WirbelsÃ¤ulenbeschwerden" (Bl. 21). Ein am 16.7.1993 erhobener Aufnahme-
Befund anlÃ¤Ã�lich eines Klinik-Aufenthalts im Zusammenhang mit einer zuvor
erfolgten HÃ¼ftgelenksoperation (TEP) ergab hinsichtlich der WirbelsÃ¤ule:
"RundrÃ¼cken, Schultergleichstand, Beckengeradstand, Tonus der
RÃ¼ckenmuskulatur regelrecht, freie Beweglichkeit in allen Ebenen. FBA 15 cm.
Schober 10/15 cm. Rotation beidseits 45Â°, Lateralflexion beidseits 10Â°, ISG
beidseits frei, Ischiasdruckpunkte beidseits negativ" (Bl.124). Nach dem
Abschlussbefund war das An- und Ausziehen von StrÃ¼mpfen, Hosen und Schuhen
problemlos mÃ¶glich, Ã¼ber Beschwerden im WirbelsÃ¤ulen-Bereich wird nichts
berichtet (Bl. 125).

Mit Schreiben vom 28.12.1993, bei der Beklagten eingegangen am 29.12.1993,
beantragte der KlÃ¤ger die Anerkennung und EntschÃ¤digung einer BK wegen
berufsbedingter Erkrankung der WirbelsÃ¤ule. Nachdem die Beklagte die
Krankenunterlagen beigezogen hatte, holte sie eine Stellungnahme beim
SÃ¤chsischen Landesinstitut fÃ¼r Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin in Chemnitz
ein, wonach gemÃ¤Ã� der Aktenlage kein begrÃ¼ndender BK-Verdacht bestehe. Ein
Untersuchungsbericht von Dr. W â�¦ vom 26.5.1994 ergab als Diagnose:
"Vertebralsyndrom bei teilkontraktem RundrÃ¼cken und Aufbraucherscheinungen
aller WirbelsÃ¤ulenabschnitte" (Bl. 130).

Mit Bescheid vom 12.01.1995 lehnte die Beklagte daraufhin die Anerkennung und
EntschÃ¤digung einer BK nach Nr. 2108 ab.

Den widersprach der KlÃ¤ger. Die Beklagte beauftragte nunmehr ihren Technischen
Aufsichtdienst mit der Erstellung einer Arbeitsplatzanalyse, in der
zusammenfassend festgestellt wurde, dass die arbeitstechnischen Voraussetzungen
im Sinne des Merkblattes zur BK Nr. 2108 zeitweise im Grenzbereich vorgelegen
hÃ¤tten. Die Beklagte holte deshalb ein Gutachten ein. Darin kamen Dr. F â�¦/Dr.
Sch â�¦ (Krankenhaus fÃ¼r OrthopÃ¤die in B â�¦ D â�¦) aufgrund der Untersuchung
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des KlÃ¤gers am 18.8.1995 zu dem Ergebnis, die eingetretenen
VerschleiÃ�erscheinungen kÃ¶nnten als Folge der chronischen Ã�ber- und
Fehlbelastung aufgefasst werden. Ein mittelbarer Zusammenhang zu den
VerÃ¤nderungen im HalswirbelsÃ¤ulenbereich sei aufgrund der funktionellen Einheit
der WirbelsÃ¤ule wahrscheinlich. Es liege eine BK nach Nr. 2108 vor; die Minderung
der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) schÃ¤tzten die Gutachter mit 15 v. H. ein. Die
Beschreibung der LWS nach der Aufnahme vom 23.9.1992 zeige im Vergleich zu
den Aufnahmen von 1995 bei beginnender spondylotischer Randzackenbildung
einen noch deutlich weiteren Zwischenwirbelraum im Segment L5/S 1. Dagegen
finde sich im mittleren und unteren Bereich der BrustwirbelsÃ¤ule eine
VerschmÃ¤lerung der ZwischenwirbelrÃ¤ume mit spondylotischer
Randzackenbildung (Bl. 181).

Daraufhin wandte sich die Beklagte an Prof. Dr. D â�¦ (UniversitÃ¤t D â�¦ â�� Klinik
fÃ¼r OrthopÃ¤die). Dieser fÃ¼hrte in seiner Stellungnahme vom 30.10.1995 aus,
das klinische Krankheitsbild sei offensichtlich 1993 und 1994, wie der
Entlassungsbefund der B â�¦ Klinik K â�¦ sowie eine ambulante fachorthopÃ¤dische
Behandlung bei Herrn Dr. W â�¦ zeige, als rein lokales vertebragenes
Schmerzsyndrom ausgeprÃ¤gt gewesen, denn es werde nie von einem
ausstrahlenden Schmerz gesprochen, und es werde in jedem Falle ein krankhafter
neurologischer Befund negiert. Das Schober-Zeichen sei 1993 mit 10/15 cm
unauffÃ¤llig gewesen, ebenso die Rotation der LWS mit 45Â° und nur die Neigung
diskret mit 10Â° eingeschrÃ¤nkt. Dr. W â�¦ beschreibe 1994 eine lokale
InstabilitÃ¤tssymptomatik der LWS, jedoch auch gleichzeitig eine doppelseitige
rechtsseitig mit einer HÃ¼ftendoprothese versorgte Koxarthrose. Erstmalig im
Gutachten 1995 werde von ausstrahlenden Schmerzen in den rechten Oberschenkel
gesprochen. Es finde sich nun auch ein eingeschrÃ¤nktes Schoberzeichen von 10/13
cm. Aber der Reflexbefund sei regelrecht und ein LasÃ¨gue-Zeichen kÃ¶nne nicht
nachgewiesen werden, so dass damit bei negativem PseudolasÃ¨gue davon
ausgegangen werden kÃ¶nne, dass der ausstrahlende Schmerz im Rahmen der
Koxarthrose ausgelÃ¶st werde, zumal in der HÃ¼ft-Lenden-Region ein enger
funktioneller Zusammenhang zwischen diesen beiden anatomischen Strukturen
bestehe. Die Gutachter betonten 1995 eine fixierte Brustkyphose, so dass das
Hauptaugenmerk auf die BrustwirbelsÃ¤ule gelenkt werde. Die
RÃ¶ntgenaufnahmen der BrustwirbelsÃ¤ule vom 23.09.92 zeigten eine stark
betonte Hpyerkyphosierung mit deutlichen sklerotisch abgeriegelten
Grundplattenimpressionen an der unteren BrustwirbelsÃ¤ule. Hier seien die
ZwischenwirbelrÃ¤ume etwas erniedrigt, und es fÃ¤nden sich ventral deutliche
Kantenausziehungen. Es bestehe mithin eine mÃ¤Ã�ige Spondylosis deformans der
unteren BrustwirbelsÃ¤ule, im Segment D 10/11 sogar erheblich ausgeprÃ¤gt, bei
Status nach abgelaufenem Morbus (Mb.) Scheuermann [Scheuermannsche
Erkrankung] mit Hyperkyphose. Die LWS-Aufnahmen vom 23.09.92 zeigten nur an
der Deckplatte von L 3 eine diskrete Ausziehung rechts. L 5 sei sakralisiert. Die
seitlichen Aufnahmen zeigten eine vÃ¶llig regelrechte HÃ¶he aller lumbalen
ZwischenwirbelrÃ¤ume mit nur diskreter Kantenausziehung an den Deckplatten von
L 4 und L 5. Insgesamt fÃ¤nden sich an der LWS nur leichte degenerative
VerÃ¤nderungen, bei angeborener Fehlbildung im Sinne einer bilateralen
Sakralisation von L 5. Es dominiere damit in der RÃ¶ntgenpathologie eindeutig die
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BrustwirbelsÃ¤ule mit erheblichen Residuen nach abgelaufenem Mb. Scheuermann
mit starker Totalkyphose und mÃ¤Ã�iger bis deutlicher Spondylosis deformans der
unteren BrustwirbelsÃ¤ule. Dagegen seien die VerschleiÃ�prozesse an der LWS
vergleichsweise gering ausgeprÃ¤gt, insbesondere sei die HÃ¶he der
ZwischenwirbelrÃ¤ume vÃ¶llig intakt. DafÃ¼r bestehe aber hier eine zusÃ¤tzliche
kongenitale Fehlbildung in Form der bilateralen Sakralisation von L 5. Der
RÃ¶ntgenbefund gestatte jedoch die Aussage, dass der eindeutige Primat den
berufsunabhÃ¤ngigen pathologisch-anatomischen VerÃ¤nderungen an der
BrustwirbelsÃ¤ule gebÃ¼hre, wo im Adoleszentenalter ein Mb. Scheuermann
erheblichen AusprÃ¤gungsgrades abgelaufen sei, so dass damit die jetzt
bestehenden intersegmentalen HypermobilitÃ¤tsbeschwerden der LWS hinreichend
durch die Scheuermann-bedingte intersegmentale Fixation der BrustwirbelsÃ¤ule
bei gleichzeitiger Hyperkyphose erklÃ¤rt seien. Eine BK der Nr. 2108 kÃ¶nne
deshalb mit Sicherheit abgelehnt werden.

Mit Bescheid vom 09.02.1996 wies die Beklagte nunmehr den Widerspruch
zurÃ¼ck.

Dagegen hat der KlÃ¤ger das Sozialgericht Leipzig (SG) angerufen, das Dr. G â�¦,
StÃ¤dtisches Klinikum I "St â�¦" in L â�¦, zum SachverstÃ¤ndigen bestellt hat. Dieser
gelangt in seinem Gutachten vom 23.10.1998 zu dem Ergebnis, der KlÃ¤ger sei
zwar in der Zeit von 1959 bis 1985 beruflichen Belastungen durch langjÃ¤hriges
Heben oder Tragen schwerer Lasten ausgesetzt gewesen. Dennoch sei die
bandscheibenbedingte Erkrankung der LWS nicht auf die berufliche TÃ¤tigkeit
zurÃ¼ckzufÃ¼hren, da die VerschleiÃ�verÃ¤nderungen auf die gesamte
WirbelsÃ¤ule verteilt seien.

Mit Urteil vom 12. Mai 1999 hat das SG die Klage abgewiesen und zur
BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, die vom KlÃ¤ger geltend gemachte
BK sei bereits vor dem Inkrafttreten des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII)
am 01.01.1997 eingetreten, weshalb die Reichsversicherungsordnung (RVO) weiter
anzuwenden sei (Â§ 215 Abs. 1 SGB VII).

Nach Â§ 1150 Abs. 2 Nr. 1 RVO gÃ¤lten als ArbeitsunfÃ¤lle und Berufskrankheiten
im Sinne des Dritten Buches diejenigen UnfÃ¤lle und Krankheiten, die vor dem
01.01.1992 eingetreten und die nach dem im Beitrittsgebiet geltenden Recht
ArbeitsunfÃ¤lle und Berufskrankheiten der Sozialversicherung seien.

Im vorliegenden Fall habe der KlÃ¤ger die schÃ¤digende TÃ¤tigkeit am 30.06.1992
eingestellt. Damit sei der Versicherungsfall wegen des Fehlens der Aufgabe bzw.
des Unterlassens der schÃ¤digenden TÃ¤tigkeit erst nach dem 01.01.1992
eingetreten. Deshalb sei nicht mehr das Recht der DDR, sondern die RVO
anzuwenden. Nach Â§ 551 Abs. 1 Satz 1 RVO gelte als Arbeitsunfall auch eine BK.
Das Recht der Berufskrankheiten beruhe auf dem in der Unfallversicherung
allgemein geltenden Verursachungsprinzip. Der Versicherte werde wie beim Unfall
vom Versicherungsschutz nur erfasst, wenn er in die in einer
Berufskrankheitenverordnung bezeichnete Krankheit bei einer der in den Â§Â§ 539, 
540 und 543 bis 545 RVO aufgefÃ¼hrten TÃ¤tigkeiten erleide, die Krankheit also
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eine BK sei. Hierzu zÃ¤hlten auch bandscheibenbedingte Erkrankungen der LWS
durch langjÃ¤hriges Heben und Tragen schwerer Lasten oder durch langjÃ¤hrige
TÃ¤tigkeiten in extremer Rumpfbeugehaltung, die zur Unterlassung aller
TÃ¤tigkeiten gezwungen hÃ¤tten, die fÃ¼r die Entstehung, Verschlimmerung oder
das Wiederaufleben der Krankheit ursÃ¤chlich gewesen seien oder sein kÃ¶nnten
(Nr. 2108 der Anlage zur BKV).

Der KlÃ¤ger habe unstreitig Ã¼ber mehr als 20 Jahre regelmÃ¤Ã�ig grÃ¶Ã�ere
Gewichte getragen. Er sei damit wÃ¤hrend seiner beruflichen TÃ¤tigkeit
Belastungen durch langjÃ¤hriges Heben oder Tragen schwerer Lasten ausgesetzt
gewesen. Der KlÃ¤ger leide, wie Dr. G â�¦ in seinem Gutachten vom 23.10.1998
ausgefÃ¼hrt habe, an einem allgemeinen VerschleiÃ�leiden der Bandscheiben im
mittleren und unteren BrustwirbelsÃ¤ulenbereich und im
LendenwirbelsÃ¤ulenbereich mit Betonung des Bandscheibenraumes L5/S1. Damit
sei aber noch nicht gesagt, dass diese GesundheitsschÃ¤digung auch durch die
berufliche TÃ¤tigkeit verursacht worden sei. Entscheidend sei, ob zwischen der
versicherten TÃ¤tigkeit und der GesundheitsschÃ¤digung (haftungsbegrÃ¼ndende
KausalitÃ¤t) und zwischen letzterer und dem Gesundheitsschaden
(haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t) ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang bestehe. Die
haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t mÃ¼sse, wie auch der haftungsausfÃ¼llende
Kausalzusammenhang, wahrscheinlich sein. Die fÃ¼r die Annahme einer
GesundheitsschÃ¤digung erforderliche haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t
zwischen der versicherten TÃ¤tigkeit und der WirbelsÃ¤ulenerkrankung sei im
vorliegenden Fall nicht gegeben. Den Tatbestand der BK Nr. 2108 erfÃ¼llten nur
solche SchÃ¤den der LWS, die sich als das Resultat einer langjÃ¤hrigen
schÃ¤digenden Einwirkung auf diesen WirbelsÃ¤ulenabschnitt darstellten. Die beim
KlÃ¤ger bestehenden bandscheibenbedingten VerÃ¤nderungen an der LWS seien
aber nicht mit Wahrscheinlichkeit auf seine berufliche TÃ¤tigkeit
zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Die WirbelsÃ¤ule weise nÃ¤mlich auch an solchen Segmenten
einen dem Ã¼blichen Altersabbau vorauseilenden VerschleiÃ� auf, die besonderen
Belastungen durch die berufliche TÃ¤tigkeit gerade nicht ausgesetzt gewesen
seien. Bereits dieser Umstand spreche gegen eine berufsbedingte Erkrankung.
Soweit auch im Bereich L5/S1 ein vorauseilender VerschleiÃ� feststellbar sei, reiche
dies nicht aus, um einen wesentlichen Ursachenbeitrag durch eine schÃ¤digende
berufliche Exposition begrÃ¼nden zu kÃ¶nnen. Denn auch die in der
GesamtbevÃ¶lkerung auftretenden BandscheibenschÃ¤den betrÃ¤fen zu mehr als
90 v.H. der FÃ¤lle diesen Bereich.

Die Kammer folge nicht dem Gutachten der Dres. F â�¦ und Sch â�¦ vom
Krankenhaus fÃ¼r OrthopÃ¤die in B â�¦ D â�¦ vom 01.09.1995, weil dort nicht
nachvollziehbar dargelegt werde, weshalb die WirbelsÃ¤ulenerkrankung als
berufsbedingt anzusehen sei. Soweit die Gutachter darauf hinwiesen, dass die
eingetretenen VerschleiÃ�erscheinungen zu deutlichen GefÃ¼gelockerungen der
Segmente L4/5 und L5/S1 gefÃ¼hrt hÃ¤tten und deshalb als Folge der chronischen
Ã�ber- und Fehlbelastung aufgefasst werden "kÃ¶nnten", spreche dies dafÃ¼r, dass
die haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t gerade nicht gegeben sei. Die Formulierung
im Gutachten deute darauf hin, dass es die Gutachter lediglich fÃ¼r mÃ¶glich
hielten. DarÃ¼ber hinaus fehlten in dem Gutachten Feststellungen dazu, ob gerade
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die VerschleiÃ�erscheinungen an der WirbelsÃ¤ule des KlÃ¤gers dort aufgetreten
seien, wo die WirbelsÃ¤ule besonderen Belastungen durch die berufliche TÃ¤tigkeit
ausgesetzt sei. Soweit die Gutachter ausfÃ¼hrten, dass ein mittelbarer
Zusammenhang mit den VerÃ¤nderungen im Halswirbelbereich aufgrund der
funktionellen Einheit der WirbelsÃ¤ule wahrscheinlich sei, seien diese
AusfÃ¼hrungen nicht in Einklang mit dem Berufskrankheitenrecht zu bringen, weil
die BKV ausdrÃ¼cklich danach unterscheide, ob die LendenwirbelsÃ¤ule oder die
HalswirbelsÃ¤ule durch die berufliche TÃ¤tigkeit betroffen seien. Der KlÃ¤ger habe
wÃ¤hrend seiner beruflichen TÃ¤tigkeit keine Arbeiten auszufÃ¼hren gehabt, die zu
einer bandscheibenbedingten Erkrankung der HalswirbelsÃ¤ule hÃ¤tten fÃ¼hren
kÃ¶nnen. Nach alledem sei es nicht wahrscheinlich, dass die beim KlÃ¤ger
bestehende WirbelsÃ¤ulenerkrankung berufsbedingt sei. DarÃ¼ber hinaus habe Dr.
Gahr festgestellt, dass die Erkrankung der WirbelsÃ¤ule nicht zur Unterlassung der
beruflichen TÃ¤tigkeit gefÃ¼hrt habe. Dies wÃ¤re aber eine weitere, hier nicht
erfÃ¼llte Voraussetzung fÃ¼r die Anerkennung der Erkrankung als BK.

Gegen das ihm am 12.8.1999 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 9.9.1999
Berufung eingelegt. Weder das Urteil noch die eingeholten Gutachten setzten sich
mit der Frage auseinander, wie wesentliche Teilursache von unwesentlicher
Gelegenheitsursache abzugrenzen seien. Das SG habe die GrundsÃ¤tze der
sozialrechtlichen Kausallehre nicht beachtet. Zur tatsÃ¤chlichen Belastung fÃ¼hrt
er aus, er habe seit der Wende in der F â�¦ GmbH weiter Fahrzeugteile unter
belastenden UmstÃ¤nden hergestellt und bis zum 30.6.1992 gearbeitet. Die
Feststellung des SG, er habe seit 1991 nur noch Gewichte bis zu 20 kg zu heben
und zu tragen gehabt, treffe nicht zu. Die von ihm zu bewegenden Achskerne
hÃ¤tte etwa 40 kg gewogen.

Der KlÃ¤ger beantragt (Schr. v. 13.10.1999),

das Urteil des Sozialgericht Leipzig vom 12.5.1999 mit dem Bescheid vom
12.01.1995 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 09.02.1996 aufzuheben
und die Beklagte zu verurteilen, die WirbelsÃ¤ulenerkrankung des KlÃ¤gers als
Berufskrankheit nach Nr. 2108 der Anlage zur BKV anzuerkennen und nach den
gesetzlichen Bestimmungen zu entschÃ¤digen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angegriffene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Mit Schreiben vom 23.3.2001 hat der Senat die Beteiligten u.a. darauf hingewiesen,
dass gem. der Beschreibung der unmittelbar nach dem Ausscheiden des KlÃ¤gers
aus der BerufstÃ¤tigkeit angefertigten RÃ¶ntgenaufnahmen vom 23.09.1992 durch
Prof. D â�¦ im Gutachten vom 30.10.1995 (Bekl.-Akte Bl. 189) sich nur an der
Deckplatte von L 3 eine "diskrete" â�� also nur eine angedeutete, leichte â��
Ausziehung an der rechten Seite zeige. Wenn es dort weiter heiÃ�e: "Die seitlichen
Aufnahmen zeigen eine vÃ¶llig regelrechte HÃ¶he aller lumbalen
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ZwischenwirbelrÃ¤ume mit nur diskreter Kantenausziehung an den Deckplatten von
L 4 und L5", dann beweise dies, dass eine bandscheibenbedingte Erkrankung der
LWS nicht bestehe.

Der Senat hat ferner die Beteiligten mit Schr. v. 4.9.2001 gem. Â§ 153 Abs. 4 SGG
darauf hingewiesen, dass er die Berufung einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet halte
(LSG-Akten Bl. 62, 64).

Dem Senat liegen neben den Prozessakten beider RechtszÃ¼ge die
Verwaltungsakten vor.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die fristgemÃ¤Ã� eingelegte und auch sonst zulÃ¤ssige Berufung ist nicht
begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG die Klage abgewiesen, denn dem KlÃ¤ger steht
der geltend gemachte Anspruch nicht zu. Insbesondere hat er keinen Anspruch auf
Anerkennung eines WirbelsÃ¤ulen-Leidens als Berufskrankheit nach Nr. 2108 BKV.

BezÃ¼glich der anzuwenden Normen kann auf die AusfÃ¼hrungen des SG
verwiesen werden, dem im Ergebnis auch in der Sache zuzustimmen ist. Es fehlt
bereits an einer bandscheibenbedingten Erkrankung der LWS im Zeitpunkt der
endgÃ¼ltigen Aufgabe der wirbelsÃ¤ulenbelastenden TÃ¤tigkeit.

Entscheidendes Gewicht fÃ¼r die Beurteilung der Frage, ob WirbelsÃ¤ulen-
VerÃ¤nderungen berufsbedingt sind, kommt dem KÃ¶rperzustand zu, wie er zeitnah
mit dem Ausscheiden aus der belastenden TÃ¤tigkeit erhoben und beschrieben
wird. Im Falle einer BK Nr. 2108 konzentrieren sich die Feststellungen auf den
Zustand der LWS. Befunde, die Jahre spÃ¤ter erhoben werden, haben nur noch
insofern Gewicht, als sie Auskunft Ã¼ber ein mÃ¶gliches Fortschreiten der
Erkrankung unabhÃ¤ngig von beruflichen Belastungen geben kÃ¶nnen, was u.U.
Indiz fÃ¼r eine kÃ¶rpereigene Verursachung sein kann. Deshalb kommt den
Darlegungen von Prof. D â�¦, die ausfÃ¼hrlich auf die RÃ¶ntgenaufnahmen vom
23.9.1992 eingehen, besondere Bedeutung zu. GemÃ¤Ã� der Beschreibung dieser
Aufnahmen durch Prof. D â�¦ im Gutachten vom 30.10.1995 (Bekl.-Akte Bl. 189)
zeigte sich nur an der Deckplatte von L 3 eine "diskrete" â�� also nur eine
angedeutete, leichte â�� Ausziehung an der rechten Seite. Ferner heiÃ�t es dort
weiter: "Die seitlichen Aufnahmen zeigen eine vÃ¶llig regelrechte HÃ¶he aller
lumbalen ZwischenwirbelrÃ¤ume mit nur diskreter Kantenausziehung an den
Deckplatten von L 4 und L 5." Da nach den AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers im
Schreiben vom 31.01.2001 nur eine Erkrankung nach der BK Nr. 2108 der Anlage
zur (bundesdeutschen) BKV in Betracht kommt, muss ein Befund vorliegen der zur
Aufgabe aller belastenden TÃ¤tigkeiten gezwungen hat. Weder lÃ¤sst der Befund
einer "vÃ¶llig regelrechten HÃ¶he aller lumbalen ZwischenwirbelrÃ¤ume"
Ã¼berhaupt das Bestehen einer bandscheibenbedingten Erkrankung der LWS
erkennen, noch hat der KlÃ¤ger seine Arbeit tatsÃ¤chlich aus gesundheitlichen
GrÃ¼nden aufgegeben.

Auch der am 16.7.1993 klinisch erhobene Aufnahmebefund bestÃ¤tigt dieses
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Ergebnis. Die WirbelsÃ¤ule war in allen Ebenen frei beweglich, der Abschlussbericht
enthÃ¤lt keine Hinweise Ã¼ber LWS-Beschwerden. Der KlÃ¤ger war demnach zum
maÃ�gebenden Zeitpunkt jedenfalls im LWS-Bereich nicht erkrankt.

Auf die Frage nach der Bedeutsamkeit eines "abgelaufenen Morbus Scheuermann"
kommt es demnach nicht an. Nur ergÃ¤nzend sei bemerkt, dass sich die
Feststellung im Gutachten Dr. G â�¦ das Segment L5/S1 sei Ã¼ber den Ã¼blichen
Altersabbau hinaus verschlissen, auf den am 19.10.1998 â�� also 6 (!) Jahre nach
Aufgabe der TÃ¤tigkeit â�� erhobenen Befund bezieht, fÃ¼r die hier entscheidende
Fragestellung also bedeutungslos ist. Im Gutachten von Dr. F â�¦/Dr. Sch â�¦ wird
auf den Zustand des Jahres 1992 nur kurz eingegangen, das jedoch immerhin mit
dem Hinweis, zu jener Zeit habe die LWS im Vergleich zu den Aufnahmen von 1995
bei "beginnender" spondylotischer Randzackenbildung einen "noch deutlich
weiteren Zwischenwirbelraum L5/S1" gezeigt. Die Ã�rzte haben es aber
unterlassen, sich mit der Konsequenz dieses Befundes auseinanderzusetzen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG; die Voraussetzungen fÃ¼r die
Zulassung der Revision (Â§ 160 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 15.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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